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Drucksache IV/ 215 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Krankenversicherung, Lohnfortzahlung und Kin- 
dergeld 

Unter Bezugnahme auf die Regierungserklärung vom 29. No- 
zember 1961 und die Nichtbeantwortung der Großen Anfrage 
der Fraktion der SPD betr. Krankenversicherung, Lohnfortzah- 
lung und Kindergeld - Drucksache IV/153 - in der 16. Sitzung 
des Deutschen Bundestages fragen wir die Bundesregierung: 

I. Neuregelung der Krankenversicherung und Lohnfortzahlung 

1. Welche Pläne hat die Bundesregierung für einen Ausbau 
der Gesundheitsvorsorge, von Vorsorgekuren und freiwil- 
ligen Vorsorgeuntersuchungen? 

2. Beabsichtigt die Bundesregierung, wiederum 

a) die Einführung von Kostenbeteiligungen bei der ärzt- 
lichen Behandlung, 

1)) die Erhöhung von Kostenbeteiligungen bei Abgabe von 
Arznei- und Heilmitteln, 

c) die Einfülirung von Kostenbeteiligungen bei Kranken- 
hauspflege 

vorzuschlagen? 

3. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

a) die wirtschaftliche Benachteiligung der Arbeiter und be- 
stimmter Gruppen von Angestellten im Krankheitsfall zu 
beseitigen und eine volle Lohnfortzahkmg einzuführen, 

b) bei Einführung der vollen Lohnfortzahlung einen Aus- 
gleich für Betriebe mit weniger als 50 Beschäftigten zu 
schaffen? Würde zu Erleichterung eines solchen Aus- 
gleichs eine Bereitstellung öffentlicher Mittel in Aussidit 
genommen werden? 

4. Wann ist etwa mit der Vorlage eines Gesetzentwurfs zur 
Neuregelung der sozialen Krankenversicherung und zur 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle zu rechnen? 
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11. Neuregelung des Kindergeldredits 

1. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Einkom- 
mensgrenze von 600 DM monatlich bei der Gewährung von 
Kindergeld für Zweitkinder zu beseitigen ? 

2. Welche Pläne hat die Bundesregierung zur Neuregelung 
der Finanzierung der Kindergeldgewährung und insbeson- 
dere hinsichtlich einer Entlastung der Betriebe bei der Auf- 
bringung der Mittel zur Gewährung des Kindergeldes für 
Dritt- und Mehrkinder ? 

3. Welche Pläne hat die Bundesregierung für den Ausbau 
der Kindergeldgewährung und zur Beseitigung von Anrech- 
nungshärten ? 

4. Wann ist etwa mit der Vorlage des Gesetzentwurfs zur 
Neuregelung des Kindergeldrechts zu redinen ? 


Bonn, den 22. Februar 1962 


Ollenhauer und Fraktion 
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